
Inhaltsübersicht

1. FinVerw nimmt ausführlich Stellung zur Steuerbefreiung für Photovoltaikanlagen ................................................................................. 1
2. Bestätigung durch den BFH: Steuerermäßigung für haushaltsnahe Dienstleistungen und Handwerkerleistungen bei Mietern ............. 4

1. FinVerw nimmt ausführlich Stellung zur

Steuerbefreiung für Photovoltaikanlagen

Ende vergangenen Jahres wurde gesetzlich eine
Steuerbefreiung bei der Einkommensteuer für be-
stimmte Photovoltaikanlagen (PV-Anlagen) einge-
führt. Diese ist rückwirkend ab Beginn des Jahres
2022 in Kraft getreten und soll insbesondere private
Betreiber von PV-Anlagen auf dem selbstgenutzten
Einfamilienhaus oder einem Vermietungsobjekt von
steuerlichen Pflichten entbinden und damit bürokra-
tische Hürden bei der Errichtung einer solchen Anla-
ge beseitigen. Diese Steuerbefreiung ist weit gefasst
und beinhaltet auch größere Anlagen. Allerdings
weist die Gesetzesformulierung eine Vielzahl an Aus-
legungsfragen auf. Hierzu hat nun die FinVerw mit
Schreiben vom 17.7.2023 (Az. IV C 6 – S 2121/23/
10001 :001) Stellung genommen. Dies bietet der Pra-
xis eine wichtige Auslegungshilfe. Im Folgenden stel-
len wir die Kernaspekte dar.

Wer kann die Steuerbefreiung nutzen?

Die Steuerbefreiung gilt für alle natürlichen Perso-
nen, die der Einkommensteuer unterliegen, für Ka-
pitalgesellschaften und auch für Personengesell-
schaften, wenn sich also mehrere Personen für
den Betrieb einer solchen Anlage zusammen-
schließen.
Ehegatten gelten insoweit grds. steuerlich als
eigenständige Personen, so dass jeder der Ehe-
gatten separat die Steuerbefreiung nutzen kann.
Dies ist allerdings anders zu sehen, wenn die Ehe-
gatten die PV-Anlage gemeinsam betreiben und
damit eine Personengesellschaft gründen. Inso-
weit ist also zwischen diesen rechtlichen Organi-
sationsformen zu unterscheiden, wobei es insbe-
sondere darauf ankommt, ob die Ehegatten
gemeinsam nach außen hin auftreten, so z.B. bei
der Beauftragung der Installation, der Eintragung
im Marktstammdatenregister und hinsichtlich der
Einspeisung von Strom in das allg. Stromnetz ge-
genüber dem Energieversorgungsunternehmen.
Hierzu folgende Beispiele:

Beispiel 1:

Sachverhalt: Der Ehemann A und die Ehefrau B betreiben
auf dem gemeinsam genutzten Einfamilienhaus jeweils ei-
ne eigenständige Photovoltaikanlage mit einer installierten
Bruttoleistung laut Marktstammdatenregister von jeweils
12,00 kWp (Kilowatt peak).

Steuerliche Lösung: Die Steuerbefreiung gilt sowohl für A
als auch für B.

Beispiel 2:

Sachverhalt: Der EhemannAunddie EhefrauBbetreiben auf
dem gemeinsam genutzten Einfamilienhaus gemeinschaft-
lich (als Mitunternehmerschaft) eine Photovoltaikanlage mit
einer installiertenBruttoleistung lautMarktstammdatenregis-
ter von 24,00 kWp.

Steuerliche Lösung: Die Steuerbefreiung gilt für die Mitun-
ternehmerschaft der Eheleute A und B insgesamt.

Welche PV-Anlagen werden von der Steuerbefrei-
ung erfasst?

Von der Steuerbefreiung erfasst werden PV-Anla-
gen bestimmter Größe, wobei dann hinsichtlich
des Gebäudes, auf dem die PV-Anlage errichtet
ist, zu differenzieren ist. Maßgebend ist insoweit
stets die Bruttoleistung nach dem Marktstamm-
datenregister in Kilowatt peak.
Begünstigt sind mit Gewinnerzielungsabsicht
betriebene PV-Anlagen, die sich auf, an oder in
dem jeweiligen Gebäude befinden (einschließlich
Nebengebäude, wie z.B. Gartenhäuser, Garagen,
Carports). Begünstigt sind auch dachintegrierte
und sog. Fassadenphotovoltaikanlagen. Nicht von
der Steuerbefreiung erfasst werden Freiflächenan-
lagen.
Es ist nicht erforderlich, dass der Betreiber der
PV-Anlage auch Eigentümer jenes Gebäudes ist,
auf, an oder in dem sich die PV-Anlage befindet.
Hinsichtlich der maximalen Größe ist bezüglich
des Gebäudes, auf dem die PV-Anlage errichtet
ist, zu differenzieren. Dabei werden alle PV-Anla-
gen des Stpfl. auf dem jeweiligen Gebäude zu-
sammengerechnet:

Art des Gebäudes Maximale maßgebliche

Leistung der Anlage(n)

in kWp je Stpfl./Mit-

unternehmerschaft

(gebäudebezogene

Betrachtung)

Einfamilienhaus 30 kWp

Wohnzwecken dienen-
des Zwei-/Mehrfamilien-
haus

15 kWp je Wohneinheit
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Art des Gebäudes Maximale maßgebliche

Leistung der Anlage(n)

in kWp je Stpfl./Mit-

unternehmerschaft

(gebäudebezogene

Betrachtung)

Gemischt genutzte Im-
mobilie (also Nutzung
sowohl zu Wohn- als
auch zu Gewerbezwe-
cken)

15 kWp je Wohn-/
Gewerbeeinheit

Nicht Wohnzwecken die-
nendes Gebäude, z.B.
Gewerbeimmobilie mit
einer Gewerbeeinheit,
Garagengrundstück

30 kWp

Gewerbeimmobilie mit
mehreren Gewerbeein-
heiten

15 kWp je Gewerbeeinheit

Beispiele für von der Steuerbefreiung erfass-

te PV-Anlagen:

Der Stpfl. hat auf drei verschiedenen Einfamilien-
häusern jeweils eine Anlage mit einer maßgebli-
chen Leistung von 25 kWp. Alle drei Anlagen sind
begünstigt.
Der Stpfl. hat auf einer gemischt genutzten Immo-
bilie (ein Ladengeschäft und zwei Wohnungen)
eine Anlage mit einer maßgeblichen Leistung von
40 kWp, die damit unter den zulässigen
45,00 kWp für drei Einheiten liegt. Weiterhin hat
dieser Stpfl. auf einer Gewerbeimmobilie eine An-
lage mit einer maßgeblichen Leistung von
20,00 kWp. Beide Anlagen sind begünstigt.
Der Stpfl. hat auf einem Zweifamilienhaus eine
Anlage mit einer maßgeblichen Leistung von
25,00 kWp und auf einer Gewerbeimmobilie mit
drei Gewerbeeinheiten eine Anlage mit einer maß-
geblichen Leistung von 45,00 kWp. Beide Anlagen
sind begünstigt.
Sowohl die Ehefrau A als auch der Ehemann B
betreiben auf ihrem zu eigenen Wohnzwecken
genutzten Einfamilienhaus jeweils eine Anlage
mit einer maßgeblichen Leistung von 16,00 kWp.
Beide Anlagen sind begünstigt.

Beispiele für von der Steuerbefreiung nicht

erfasste PV-Anlagen:

Der Stpfl. hat auf seinem Einfamilienhaus eine An-
lage mit einer maßgeblichen Leistung von
34,00 kWp.
Der Stpfl. hat auf seinem Haus mit zwei Wohnein-
heiten und der dazugehörigen Garage jeweils eine
Anlage mit einer maßgeblichen Leistung von
15,10 kWp. Beide Anlagen sind nicht begünstigt,
da deren maßgebliche Leistung insgesamt mit
30,20 kWp die für diese Gebäudeart zulässigen
30,00 kWp überschreitet.

A und B sind Miteigentümer eines Mehrfamilien-
hauses mit drei Wohneinheiten. A betreibt auf
dem Pultdach des Hauses eine Anlage mit
50,00 kWp und B auf den dazugehörigen Garagen
eine Anlage mit 10,00 kWp. Die Anlage des A
überschreitet die maßgebliche Leistung von
45,00 kWp für das Mehrfamilienhaus einschließ-
lich der Garagen und ist daher nicht begünstigt.
Die Anlage des B ist dagegen begünstigt.

Hinweis:

Bei der Prüfung der Anzahl der Wohn-/Gewerbeeinheiten
ist regelmäßig auf die selbständige und unabhängige Nutz-
barkeit abzustellen.

Maximalgrenze von 100 kWp:

In einem ersten Schritt ist für den Stpfl. oder die
Mitunternehmerschaft zu prüfen, ob die maßgebli-
chen Leistungen der von ihm oder ihr betriebenen
PV-Anlagen die für die jeweilige Gebäudeart zu-
lässige Größe pro Gebäude einhalten. Diese Prü-
fung ist objektbezogen für das jeweilige Gebäude
vorzunehmen. Im zweiten Schritt ist zu prüfen, ob
der jeweilige Stpfl. oder die jeweilige Mitunterneh-
merschaft insgesamt die 100,00 kWp-Grenze ein-
hält.
Bei der Prüfung der 100,00 kWp-Grenze je Stpfl.
bzw. je Mitunternehmerschaft sind alle im Grund-
satz unter die Steuerbefreiung fallenden PV-Anla-
gen des Stpfl. zusammenzurechnen. Das gilt so-
wohl für Anlagen, die sich auf demselben
Grundstück befinden, als auch für Anlagen auf
verschiedenen Grundstücken. Dabei ist unerheb-
lich, ob die Anlagen technisch voneinander ge-
trennt sind.
Betreibt der Stpfl. entsprechende PV-Anlagen mit
einer maßgeblichen Leistung von insgesamt mehr
als 100,00 kWp, ist die Steuerbefreiung nach An-
sicht der FinVerw insgesamt nicht anzuwenden
(Freigrenze). Das heißt alle PV-Anlagen werden
steuerlich erfasst.

Beispiel:

Sachverhalt: Ein Stpfl. betreibt zwei Anlagen mit einer maß-
geblichen Leistung von 30,00 kWp auf je einem Einfami-
lienhaus und eine Freiflächenphotovoltaikanlage mit einer
maßgeblichen Leistung von 50,00 kWp.

Steuerliche Lösung: Die Freiflächenphotovoltaikanlage ist
nicht in die Prüfung der 100,00 kWp-Grenze einzubezie-
hen. Die beiden Anlagen auf den Einfamilienhäusern sind
deshalb von der Steuerbefreiung erfasst.

Abwandlung:

Sachverhalt: Der Stpfl. betreibt zusätzlich eine vierte Pho-
tovoltaikanlage mit einer maßgeblichen Leistung von
50,00 kWp auf einem Haus mit zwei Wohneinheiten.

Steuerliche Lösung: Da die vierte Anlage bereits dem Grun-
de nach nicht unter die gesetzliche Steuerbefreiung fällt, da
die maximale maßgebliche Leistung für diese Gebäudeart
von 30,00 kWp überschritten ist, ist diese Anlage ebenfalls
nicht in die Ermittlung der 100,00 kWp-Grenze einzubezie-
hen.
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Hinweis:

Werden die Voraussetzungen für die Steuerbefreiung
unterjährig erstmalig oder letztmalig erfüllt (z.B. auf
Grund von Veränderungen bei den Wohn-/Gewerbeeinhei-
ten im Gebäude, Änderung der maßgeblichen Leistung der
PV-Anlage, Über- oder Unterschreitung der 100,00 kWp-
Grenze), findet die Steuerbefreiung nur bis zu bzw. ab die-
sem Zeitpunkt Anwendung.

Von der Steuerbefreiung erfasste Einnahmen und
Entnahmen:

Kommt die Steuerbefreiung zur Anwendung, so
ist zwar die PV-Anlage im Grundsatz steuerlich
relevant, jedoch werden die insoweit erzielten
Einnahmen und Entnahmen steuerfrei gestellt,
so dass der Betrieb der PV-Anlage im Ergebnis
keine steuerlichen Konsequenzen nach sich
zieht.
Zu den steuerfrei gestellten Einnahmen gehören
insbesondere
die Einspeisevergütung,
Entgelte für anderweitige Stromlieferungen,
z.B. an Mieter,
Vergütungen für das Aufladen von Elektro-
oder Hybridelektrofahrzeugen,
Zuschüsse und
bei der Einnahmenüberschussrechnung ver-
einnahmte und erstattete Umsatzsteuer.

Entnahmen – welche dann ebenso steuerfrei sind
– liegen vor, wenn der Strom für betriebsfremde
Zwecke verwendet wird, z.B.:
Der mit der PV-Anlage erzeugte Strom wird
neben der teilweisen Netzeinspeisung in den
zu eigenen Wohnzwecken genutzten Räumen
verwendet.
Der mit der PV-Anlage erzeugte Strom wird ne-
ben der teilweisen Netzeinspeisung in Räumen
verwendet, die der Erzielung von Einkünften
aus einer anderen Einkunftsquelle dienen, z.B.
das häusliche Arbeitszimmer im Rahmen einer
Arbeitnehmertätigkeit des Stpfl.
Der mit der PV-Anlage erzeugte Strom wird ne-
ben der teilweisen Netzeinspeisung für das
Aufladen eines (eigenen privaten) Elektro- oder
Hybridelektrofahrzeugs genutzt oder die Aufla-
dung erfolgt unentgeltlich. Eine Entnahme liegt
nicht vor, wenn das Fahrzeug zum Betriebsver-
mögen des die PV-Anlage betreibenden Be-
triebs gehört.

Folge der Steuerfreiheit der Einnahmen ist, dass
Betriebsausgaben steuerlich nicht geltend ge-
macht werden können:

Alle Betriebsausgaben, die in unmittelbarem wirt-
schaftlichen Zusammenhang mit dem (ggf. zu-
künftigen) Betrieb von PV-Anlagen stehen, die un-
ter die Steuerbefreiung fallen, sind steuerlich nicht
abzugsfähig.

Dies betrifft z.B. die Abschreibung der PV-Anlage,
Versicherung oder Ausgaben für Wartung.

Die Steuerbefreiung ist kein Wahlrecht, sondern
zwingend anzuwenden. Dies betrifft dann ent-

sprechend auch das Betriebsausgabenabzugs-
verbot.

Wird die PV-Anlage in einem Betrieb errichtet,
dessen Zweck nicht ausschließlich der Betrieb
steuerfreier PV-Anlagen ist, so gilt die Steuerbe-
freiung nur insoweit, als der Strom eingespeist,
entnommen oder an Dritte veräußert wird. Soweit
der Strom im eigenen Gewerbebetrieb verbraucht
wird, können mit der PV-Anlage im Zusammen-
hang stehende Betriebsausgaben steuerlich an-
gesetzt werden. Für solche Anlagen kann auch
ein Investitionsabzugsbetrag geltend gemacht
werden.

Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen:

Die FinVerw lässt es zu, dass für Aufwendungen in
Bezug auf steuerfrei gestellte PV-Anlagen, die auf,
an oder in zu eigenen Wohnzwecken genutzten
Gebäuden montiert sind, die Aufwendungen als
Handwerkerleistungen zu einer Steuerermäßigung
bei der Einkommensteuer genutzt werden kön-
nen. Dies betrifft bei der Errichtung einer Anlage
allerdings nur den Lohnanteil, der insoweit in der
Rechnung separat ausgewiesen sein sollte. Glei-
ches gilt für Kosten der Wartung oder Reparatur
einer solchen PV-Anlage.

Zeitliche Anwendung der Steuerbefreiung:

Die Steuerbefreiung der Einnahmen und Entnah-
men für die gekennzeichneten Anlagen gilt ab
dem Jahr 2022. Dies ist unabhängig von dem Zeit-
punkt der Errichtung der Anlage. Demnach sind
bei vor 2022 errichteten Anlagen bis 2021 die all-
gemeinen steuerlichen Regeln anzuwenden und
ab 2022 sind – soweit die übrigen Voraussetzun-
gen vorliegen – die Einnahmen und Entnahmen
steuerfrei zu stellen.

Die bisherige Vereinfachungsregel der FinVerw,
nach der bei bestimmten kleineren Anlagen unter-
stellt werden konnte, dass keine Gewinnerzie-
lungsabsicht besteht und damit diese Anlagen
steuerlich nicht relevant sind, gilt für PV-Anlagen,
die nach dem 31.12.2021 in Betrieb genommen
wurden, nicht mehr.
Wurde bis einschließlich im Jahr 2021 ein Investi-
tionsabzugsbetrag für die zukünftige Errichtung
einer PV-Anlage geltend gemacht und wird nun
insoweit im Jahr 2022 oder später in eine unter
die Steuerbefreiung fallende Anlage investiert, so
ist nach Ansicht der FinVerw der Investitionsab-
zugsbetrag rückwirkend wieder rückgängig zu
machen.

Handlungsempfehlung:

In der Fachliteratur werden für einzelne Fragen auch ande-
re Ansichten vertreten als nun von der FinVerw. In bedeu-
tenden Fällen sollte daher steuerlicher Rat eingeholt wer-
den.
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2. Bestätigung durch den BFH: Steuerer-

mäßigung für haushaltsnahe Dienst-

leistungen und Handwerkerleistungen bei

Mietern

Die Einkommensteuer ermäßigt sich

für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse
oder für haushaltsnahe Dienstleistungen auf An-
trag um 20 %, höchstens 4 000 € pro Jahr der Auf-
wendungen des Stpfl.
Daneben ermäßigt sich auf Antrag die Einkom-
mensteuer für die Inanspruchnahme von Hand-
werkerleistungen für Renovierungs-, Erhaltungs-
und Modernisierungsmaßnahmen um 20 % der
Aufwendungen des Stpfl., höchstens jedoch um
1200 € pro Jahr.

Der BFH stellt nun mit Entscheidung vom 20.4.2023
(Az. VI R 24/20) klar, dass

Mieter die Steuerermäßigung auch dann geltend
machen können, wenn sie nicht selbst die Verträ-
ge mit den Leistungserbringern abgeschlossen
haben, sondern der Vermieter oder Verwalter.
Für eine Geltendmachung der Steuerermäßigung
reicht regelmäßig eine Wohnnebenkostenabrech-
nung, eine Hausgeldabrechnung, eine sonstige
Abrechnungsunterlage oder eine Bescheinigung
entsprechend dem Muster der FinVerw aus.

Im Streitfall wohnten die Stpfl. in einer Eigentums-
wohnung, die sie vom Eigentümer angemietet hatten.
Die Verwaltung des gemeinschaftlichen Eigentums
der Wohnungseigentümer oblag einer Verwalterin.
Geltend machten die Stpfl. eine Steuerermäßigung
nach § 35a EStG für die Positionen (a) Funktionsprü-
fung RWM (Rauchwarnmelder) lt. Heizungsabrech-
nung, (b) Treppenhausreinigung und (c) Schnee-
räumdienst, Gartenpflege. Die Stpfl. legten hierzu
die „Wohnnebenkostenabrechnung 2016“ ihres Ver-
mieters vor, in der die Beträge für Treppenhausreini-
gung sowie Schneeräumdienst und Gartenpflege
enthalten waren. Die Treppenhausreinigung war
dem Vermieter durch die Verwalterin mit der „Haus-
geldabrechnung“ für das Streitjahr in Rechnung ge-
stellt worden.
Die Aufwendungen für die Funktionsprüfung RWM
(Rauchwarnmelder), die in der Wohnnebenkostenab-
rechnung unter der Position „Heizung Wasser“ mit
enthalten waren, ergaben sich aus der an den Ver-
mieter gerichteten „Betriebskosten-Abrechnung“ für

das Streitjahr, die die Stpfl. dem FA ebenso wie die
Hausgeldabrechnung übermittelten. Der Vermieter
bestätigte auf Rückfrage des steuerlichen Beraters
der Stpfl. außerdem die Höhe des Lohnanteils der
Funktionsprüfung RWM lt. Heizungsabrechnung,
der Treppenhausreinigung sowie des Schneeräum-
dienstes und der Gartenpflege.

Zum Streitfall stellt das Gericht heraus:

Der Berücksichtigung des Schneeräumens und
der Gartenpflege als haushaltsnahe Dienstleistun-
gen steht nicht entgegen, dass diese Arbeiten von
Mitgliedern der Eigentümergemeinschaft erledigt
wurden, die zu den Stpfl. oder ihrem Vermieter
nicht in einem Beschäftigungs- oder Dienstver-
hältnis standen. Der Stpfl. nimmt haushaltsnahe
Dienstleistungen und Handwerkerleistungen auch
dadurch in Anspruch, dass ihm die betreffenden
Leistungen zugutekommen.
Handwerkerleistungen sind einfache wie qualifi-
zierte handwerkliche Tätigkeiten, unabhängig da-
von, ob es sich um regelmäßig vorzunehmende
Renovierungsarbeiten oder um Erhaltungs- und
Modernisierungsmaßnahmen handelt. Hierzu zäh-
len auch regelmäßige Prüftätigkeiten, wie vorlie-
gend die Funktionsprüfung der Rauchwarnmel-
der.
Die Stpfl. haben von dieser Leistung profitiert. Folg-
lich haben sie diese auch dann in Anspruch genom-
men, wenn die Arbeiten z.B. auf Grund eines vom
Vermieter, der Verwalterin oder der Eigentümerge-
meinschaft abgeschlossenen Dienst-, Arbeits-
oder Werkvertrags ausgeführt wurden.
Voraussetzung für die Gewährung der Steuererm-
äßigung ist, dass der Stpfl. für die Aufwendun-
gen eine Rechnung erhalten hat. Die Wohn-
nebenkostenabrechnungen des Vermieters bzw.
die Hausgeldabrechnungen der Eigentümer-
gemeinschaft oder des Verwalters sowie weitere
oder ergänzende Abrechnungsunterlagen, die der
Mieter oder Wohnungseigentümer erhalten hat,
können die Rechnungen der Leistungserbringer re-
präsentieren.

Handlungsempfehlung:

Der BFH stellt nun die Nachweispflichten für das Vorliegen
von haushaltsnahen Dienstleistungen bzw. Handwerkerleis-
tungen durch Mieter klar. In der Praxis kann daher eine Be-
scheinigung des Vermieters bzw. der Wohnungseigentü-
mergemeinschaft gem. den Mustern der FinVerw vorgelegt
werden.
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